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Anlage 01 und 02. — 20

Anlage 91.
Bericht

des Ausschusses HI über die Einnahmen und Ausgaben der Staatsgutskapitalieukasse des Landesteils
Birkenfeld für das Rechnungsjahr1. April 1027/28.

(Anlage 22.)

Ter Ausschuß hat die Vorlage beraten.
Einwendungen sind nicht erhoben.
Der Ausschuß stellt den A ntrag :

Ter Landtag wolle beschließen:
Tie zur Verfügung stehenden Mittel zum Ankauf

von (Grundstücken und zur Ablösung von Forst-
bcrechtignngen zu bewilligen.

Namens des Ausschusses !>>.
Der Berichterstatter:

Lcffers.

Anlage 92.
Bericht

des Ausschusses II über den Entwurf eines Gesetzes für den Landesteil Oldenburg zur Änderung des Ge¬
setzes für das Herzogtum Oldenburg dom 24. Mai 1609, betreffend das Abdeckerciwesen. 1. Lesung.

(Anlage 24.)

In der Begründung zu diesem Gesetzentwurf wird
darauf hingewicsen, daß die Staatsrcgierung mit der Vor¬
legung des Gesetzentwurfs einem Ersuchen deS Landtags
Folge gibt.

In dem damals vom Ausschuß III hergegebenen.Be¬
richt heißt es:

„Der Ausschuß glaubt, daß gründliche Besserung ge¬
schaffen wird, wenn ähnlich wie in Braunschweig, die
Amtsverbände eine angemessene Entschädigung den eiu-
liefernden Tierbesitzern sichern und die Mittel dazu durch
eine Piehnmlage anfbringen. Dieser Weg erscheint un¬
bedenklich, weil die aufgebrachten Mittel auch in vollem
Umfange der Landwirtschaft wieder znfließen."

Dieser Standpunkt wird auch jetzt wieder vom Aus¬
schuß ll zu dem vorliegenden Gesetzentwurf eingenommen.

Der Ausschuß hat sich davon überzeugt, daß eine Än¬
derung des Gesetzes unbedingt erforderlich ist, wenn nicht
das Abdeckereiwesen in Unordnung geraten soll. Hierbei
ist besonders auch die Frage geprüft worden, was die Folge
sein würde, wenn die Kadaververnichtnngsanstalt nicht
mehr wäre.

In Nachfolgendem sollen kurz die hauptsächlich
hierfür in Frage kommenden Bestimmungen anfgeführt
werden.

I.
Der Besitzer ist auf Grund des Gesetzes, betreffend die

Beseitigung von Tierkadavern vom 17. Juni 16kl,  Neichs-
Gesetzblatt Seite 248, verpflichtet, für die unschädliche Be¬
seitigung aller gefallenen oder getöteten Tiere zu sorgen,
soweit nicht die Verwertung einzelner Teile gestattet ist.
Die unschädliche Beseitigung hat durch Verbrennen oder
Kochen oder Vergraben an geeigneten Stellen zu erfolgen.

Als geeignete Stellen sind solche anzusehen, an denen
die Gruben so tief angelegt werden können, daß, ohne, daß
das Grundwasser erreicht wird, die Oberfläche des Tier¬
körpers von einer mindestensl Nieter starken Erdschicht be¬
deckt ist.

Was in Gegenden zu geschehen hat, wo wegen zu
hohen Grnudwasserstandesdas Vergraben untunlich ist, ist
hier nirgends besonders bestimmt worden, weil zur Zeit
des Erlasses des Neichsgesetzes das Oldenburgische Ab¬
deckereigesetz schon Geltung hatte.

In Preußen ist s. Zt . vorgeschrieben, daß dort, wo
Abdeckereien nicht bestehen, von den Gemeinden Wasen¬
plätze einzurichten sind und daß dort, wo Wasenplätze wegen
zu hohen Grnndwnsserstandes nicht eingerichtet werden
können, die Gemeinden für die Vernichtung der Kadaver
durch Verbrennen Sorge tragen zu haben, falls nicht die
Ablieferung an eine Abdeckerei möglich ist.

II.

Aus Grund des Neichs-Viehseuchcn-Gesetzes und der
dazu erlassenen Ausführungsbestimmnngen des Bnndes-
rats sind Kadaver oder Kadaverteile gefallener oder ge¬
töteter seucheukranker oder seuchenverdächtiger Tiere, deren
unschädliche Beseitigung vorgeschrieben ist (Milzbrand,
Nauschbraud, Maul - und Klauenseuche, Rotlauf, Schweine¬
pest, Rotz und andere), zu vergraben, falls sie nicht an eine
Abdeckerei überwiesen oder bis zur Äsche verbrannt werden
können. Zum Vergraben dürfen nur höher gelegene
trockene Stellen in genügender Entfernung von mensch¬
lichen Wohnungen, Viehställen, Brunnen , Gewässern, Wei¬
deplätzen und öffentlichen Wegen benutzt werden. Humus¬
haltige Böden, Lehm- und Tonböden, guellenreiche Ge¬
lände, zur Ausbeutung bestimmte oder geeignete KieS- oder
Sandlager , sowie Plätze, an denen das Grundwasser nicht
mindestens 2 Nieter unter dem Erdboden steht, sind mög¬
lichst zu vermelden. Die VergrabungSplätzesind so einzu¬
friedigen, daß sie von Pferden, Wiederkäuern, Schweinen,
Hunden nicht betreten werden können. Das Beweiden
dieser Plätze, die Verwendung dort wachsender Pflanzen
als Viehfntter oder Streu , sowie die Lagerung von Vieh-
fntter oder Streu auf solchen Plätzen sind verboten. Das
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Vergraben und Verbrennen der Seuchenkadaver nsw . hat
unter polizeilicher Bewachung zu geschehen.

Die Gemeinden haben die zur Zerlegung erforderlichen
Hilfsmannschaften und die Beförderungsmittel zu stellen
(§ 11 , 8 des Oldenburqischen Ausführungsgesetzes zum
R .V .G . vom 13 . März 1912 ) .

Die Kosten der unschädlichen Beseitigung der Kadaver
(Vergraben oder Verbrennen ) durften dem Besitzer zur Last
fallen , da sie in § 11 nicht mit aufgeführt sind und nach
§12 alle nichtgenannten Kosten vom Besitzer zu tragen
sind.

Nach dem Preußischen Ausführnngsgcsetz haben die
Gemeinden auch diese Kosten neben den Kosten der Zer¬
legung und Heranbcförderung der Seuchenkadaver zu
tragen.

Hieraus dürfte es zu ersehen sein , daß bei Aufhebung
des oldenbnrgischen Abdeckereigesehcs und bei einer Besei¬
tigung der Kadaververnichtnngsanstalt die Gemeinden
oder Amtsverbände gezwungen sein würden , Abdeckereien
oder Wasenplätze (Kadaververscharrungsplätze ) , wieder ein-
znrichten . Die Kosten hierfür würden , ganz abgesehen von
den aus der Errichtung solcher Anlagen voraussichtlich sich
ergebenden unhaltbaren Zuständen , ganz erhebliche sein.

Der jetzige Besitzer der Kadaververnichtungsanstalt hat
dieselbe im Jahre 1925 übernommen , nachdem die Firma
„Fleischmehlfabriken I . G . Grotkaß , G . m . b. H . in Bre¬
men " ihre Liquidation beschlossen und dem Staatsmini¬
sterium die Verträge gekündigt hatte . Die Firma Grotkaß
hatte in den letzten Jahren mit großen Schwierigkeiten
zu kämpfen gehabt , die namentlich dadurch entstanden
waren , daß die Ablieferung der Kadaver ganz erheblich zu-
rückgegangen und somit eine volle Ausnutzung der vor¬
handenen Einrichtungen nicht möglich war . Die Zahl der
abgeliefcrten Tiere , die im Jahre 1911 bis 11 000 und in:
Jahre 1911 sogar 15 000 betrug , war im Jahre 1925 auf
rund 1900 gesunken . Die Staatsregiernng stand damals
vor der Frage , entweder den Betrieb zu übernehmen oder
einen anderen Unternehmer zu suchen , der zur Übernahme
des Betriebes bereit sein würde , denn eingehen lassen
konnte die Staatsregiernng den Betrieb nicht . Düß ein
solcher Betrieb sich nicht für einen Staatsbetrieb eignet,
braucht nicht näher erläutert zu werden . Die Staatsregie¬
rung entschloß sich daher auch , mit einem anderen Unter¬
nehmer einen Vertrag abzuschlicßen . Sie glaubte , in dem
jetzigen Inhaber , dein damaligen Direktor Krüger , dem die
besten Erfahrungen im Abeckereibetriebe zur Seite stan¬
den , eine ganz geeignete Persönlichkeit gesunden zu haben.

Dem neuen Unternehmer wurde ans Staatsmitteln ein
Darlehen zu einem niedrigen Zinsfuß ' gegeben , um den
Betrieb wieder rentabel gestalten zu können . Diese Erwar¬
tungen sind nicht in Erfüllung gegangen . In der Abliefe¬
rung der Kadaver trat keine Besserung ein und so mußte
auch der neue Unternehmer von Anfang an mit Verlust
arbeiten . Die Folge war , daß er schon im nächstfolgenden
Jahre , also im Jahre 1926 , um Gewährung eines wei¬
teren Darlehens vorstellig wurde . Mit der Zustimmung
des Landtages ist dieses Darlehen im vorigen Jahre gege¬
ben worden . In der Begründung zu der damaligen Por-
lage führte die Staatsregiernng an:

„Es steht zu hoffen , daß , wenn dem Direktor Krüger
ein Darlehen in der beantragten Höhe zur Verfügung
gestellt wird , er in der Lage sein wird , den Betrieb in
Zukunft ohne weitere Hilfe einwandfrei wird weiter¬
führen können ."

Die Hergabe eines Darlehens ist, soweit dem Aus¬
schuß bekannt ist , bis jetzt von dem Unternehmer noch nicht
wieder beantragt worden , aber eine vom Ausschüsse vor-
genvmmene sehr eingehende Prüfung hat ergeben , daß
auch jetzt von einer Rentabilität noch keine Rede sein kann.
Die Prüfung hat besonders ergeben , daß erst dann von
einer Rentabilität wieder gesprochen werden kann , wenn die
Zahl der zur Ablieferung kommenden Tiere wesentlich
wieder steigt . Als Beweis hierfür mag eine Gegenüber¬
stellung der Filialen Seefeld und Essen dienen.

Von der Filiale Seefeld werden die Ämter Butjadin-
gen und Brake bewirtschaftet und wurden hier im Be¬
triebsjahr 1926 2320 Stück Tierkörper eingeliefert , welche
an Kosten (Pferde -Unterhaltung , Löhne und Vergütungen)
ca. 17 000 R .M . erforderten und somit für ein Stück Ticr-
körper 7,33 R .M . betragen haben . Dagegen sind auf der
Filiale Essen , von wo aus die Ämter Vechta und Cloppen¬
burg befahren werden , in der gleichen Zeit 310 Stück Tier¬
körper cingeliefert und dafür an Kosten 15 038 R .M . ent¬
standen , was für ein Stück Tierkörper 18,56 R .M . ans¬
macht , also mehr als den doppelten Betrag erfordert hat,
als auf der Filiale Scefeld.

Nach der Viehzählung 1926 war der Viehbestand in
den Ämtern Butjadingen und Brake zusammen 77 510
Stück , wovon 3A- zur Ablieferung gelangten , während in
den Ämtern Vechta und Cloppenburg der Viehbestand
208 959 Stück betrug und die Ablieferung hiervon 0,39 ?6
war . Diese Zahlen dürften für sich sprechen . Wie im Jahre
1925 die Ablieferung sich auf die einzelneil Ämter verteilte,
ist aus folgender Übersicht zu ersehen:

Amt
Pferde

und
Fohlen

Rinder
Kühe

Kälber
Schweine Ziegen Schafe Total

Viehbestand
am

1. 12 . 1925
Proz . d. Ab¬

lieferung

Oldenburg 94 300 245 83 9 731 71 702 1,02
Delmenhorst 63 136 63 5 4 271 67 277 0,40

ElSflelh 63 357 55 16 491 34 956 1,41
Brake 64 327 36 2 45 474 33 409 1,45
Varel 75 231 35 5 13 359 48 037 0,75
Westerstede 48 167 39 — 2 256 53 884 0,48

Wildcshanscn 47 66 70 2 — 185 35 736 0,51

Butjadingen 107 609 140 20 126 1002 39 519 2,55

Cloppenburg
Vechta

53 164 47 14 2 280 75 285 0,38
63 138 82 3 — 286 108 145 0,26

Jever 133 340 68 8 28 577 47 220 1,22
Nnstringcn 4 6 — — 11 3 918 0,28

Ablieferung

Viehbestand

Ablieferung

814

48 762

1,60

2 841

273 185

1,04

880

258 696

0,35

143

20 807

0,70

245

17 638

1,32
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Ans dieser Übersicht geht hervor, das; die Ablieferung
der Kadaver in den einzelnen Amtsbezirken sehr verschieden
ist. Man wird dies nicht etwa darauf zurückführen können,
das; in einzelnen Amtsbezirken nicht so viele Tiere eingehen,
sondern die Hauptursache wird man auf andere Umstände
zurückführen müssen. Selbst angenommen, das; bei
Schweinen der Prozentsatz der zur Ablieferung kommenden
Tiere allgemein ein niedrigerer als bei Großvieh sein mag,
so wird man doch die Hanptnrsache darin finden können
einmal, daß die von dem Unternehmer zu zahlende Ver¬
gütung von 4,40 R.M . für ein Stück Großvieh im Alter
von mindestens kl- Jahren und von 3 R.M . für ein
mindestens 75 kg- schweres Schwein zn niedrig ist und znm
andern, weil in den Geestbezirken, in denen das Verscharren
sehr viel einfacher ist als in den Marschbezirken, dieses
vielfach der Ablieferung vorgezogcn wird. Will man eine
restlose Ablieferung aller Tierkadavcr erreichen, so muß
dem Besitzer mindestens der Wert der Haut des Tieres ver¬
gütet werden. Eine Vergütnng in dieser Höhe durch den
Unternehmer ist aber unter den jetzigen Verhältnissen eine
Unmöglichkeit. Airs allgemeinen Staatsmitteln einen Zu¬
schuß bis zu dieser Höhe zu leisten, wie es schon von ver¬
schiedenen Seiten verlangt worden ist, ist nicht zn emp¬
fehlen, da die Vergütung lediglich dem Viehbesitzcr zugute
kommt. Es bleibt infolgedessen nur noch der Weg der Ein¬
führung einer Umlage nach dem Viehbestände offen. Ein
solches Verfahren wäre gewissermaßen als eine Zwangs-
Versicherung ans Gegenseitigkeit anznsehen, wobei dem
Tierbesitzcr außer der von den: Unternehmer zu zahlenden
Vergütung der Anspruch auf eine Entschädigung in Höhe
des Wertes der Haut des abgeliefertcn Tieres zuständc.

Die näheren Bestimmungen über die Festsetzung und
die Höhe der Entschädigung sollen im Wege der AmtSver-
bandssatznng getroffen werden. In welcher Höhe und nach
welchem Maßstab die Entschädigung festgesetzt werden soll,
bleibt den Amtsverbänden überlassen. Es dürfte sich aber
empfehlen, die Entschädigring bei Schweinen nach dem Ge¬
wicht des Kadavers und bei den übrigen Tieren nach dem
Gewicht der Haut zu bemessen. Als Hautpreis dürfte zweck¬
mäßig der jeweilige Börsenpreis zugrunde zn legen sein.
Anmut man an, das; eine Kadavcrhaut einen Wert in
Höhe von iU des Wertes einer anderen Haut hat, so würde
die Entschädigung für ein Stück Großvieh nach den Durch-
schnittshäntepreisendes letzten Jahres sich auf etwa 20
bis- 23 MM . belaufen. Im Verhältnis hierzu dürfte für

Schweine die Entschädigung festzusetzen sein ans etwa 2
bis 3 Pfg . pro Pfund für Schweine von 30—150 Pfund
und auf 4—5 Pfg. Pro Pfund für Schweine von mehr als
k50 Pfund.

Unter Zugrundelegung einer Entschädigung in dieser
Höhe und unter-Zngrundelegungwer in den Ämtern Olden¬
burg und Butjadingen erfolgten Ablieferungen, die als im
Durchschnitt liegend anznsehen sein dürften, würde die Um¬
lage etwa betragen:

für ein Pferd 30—35 Pfg.
für ein Rind 13—20 Pfg.
für ein Schaf 12—14 Pfg.
für ein Schwein 8—14 Pfg.

Der Ausschuß verkennt nicht, das; diese Umlage eine
neue Belastung der Viehhaltcr bedeutet; er glaubt aber mit
Rücksicht darauf, das; diese Viehnmlage lediglich dem Vieh¬
besitzer wieder znfließt, und das; die einheitliche Regelung
des Abdeckereiwesens jeder anderen Beordnnng vorzuziehen
ist, den von der Staatsregierung vorgeschlagenen Weg bc-
schreiten zu müssen. Er erwartet insbesondere, das; infolge
dieser Nenbeordnnng die Ablieferung der Kadaver eine
bessere werden wird und damit auch die Rentabilität des
Unternehmens gesichert werden wird, so das; es nicht mehr
nötig ist, ans Staatsmitteln Beihilfen zn gewähren. Ferner
erwartet der Ausschuß, das; nach dieser Beordnnng der
Unternehmer den Betrieb so einrichtet, daß die vielen
Klagen ans dem Lande über all die Mißstände, die sich bei
der Abholung der Kadaver ergeben haben, endlich ver¬
stummen.

Der Ausschuß stellt den
Antrag  Nr . 1:

Annahme des Gesetzentwurfs.
Die Abgeordneten Fröhlc, Heidkamp mW Sante er¬

klären, wegen der gegen die Neuregelung bestehenden Be¬
denken erst bei der 2. Lesung der Vorlage endgültig Stel¬
lung nehmen zn wollen und enthalten sich deshalb zunächst
der Abstimmung.

Der Ausschuß stellt den
Antrag Nr . 2:

Der Landtag wolle die Eingabe Schewe und Ge¬
nossen, Lindern und die Eingabe der Landgemein¬
den der 4 Ämter Vechta, Cloppenburg, Wildes-
hansen und Friesohthc für erledigt erklären.

Namens des Ausschusses >>.
Der Berichterstatter:

Danneman n.

Anlage 93.
Bericht

des Ausschusses II über deu Entwurf eines Gesetzes für den Laudesteil Oldenburg zur Änderung des Ge¬
setzes für das Herzogtum Oldenburg dom 24. Mai 1909, betreffend das Abdeckereiwesen. 2. Lesung.

(Anlage 24.)

Eine Minderheit des Ausschusses, die Abgeordneten
Fröhle, Heitkamp und Sante stellt den

Antrag  Nr . 1:
Ablehnung des Gesetzentwurfs.
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Die Mehrheit des Ausschusses, die Abgeordneten
Albers, Dannemann , Dohm, Frerichs, Hartong, Lahiuuuu,
Nceyer-Oldenburg, Weyand und Wittje stellt den

Antrag Nr . 2:
Annahme des Gesetzentwurfs in der aus der

ersten und zweiten Lesung hervorgegangenenFas¬
sung und im ganzen.

Namens des Ausschusses>1.
Der Berichterstatter:

Daune m a n n.

Anlage 94.
Bericht

des Ausschusses 1l zu Anlage 27 (Gewerbesteuer), l . Lesung.
Auch in diesem Jahre handett es sich wieder um ein ;

Ubergangsgesetz, da die ganzen Stenerfragen im Reich noch I
völlig unklar liegen lind irgendwelche Positiven Grundlagen !
für endgültige Beordnungen fehlen. , ' j

Die ursprüngliche Anlage F7 bezweckt denn auch ledig- !
lich eine Berlängernng der nn Vorjahre beschlossenen Re- ^
gelung ans das Jahr 1927.

Bei dieser Sachlage hat auch der Ausschuß davon ab- !
gesehen, eingehende grundsätzliche Fragen bezüglich der Be- !
rechtignng der Gewerbesteuer überhaupt und bezüglich des ;
staatlichen Anteils an der Gewerbesteuer zu erörtern. Auch
von einer Herabsetzung des Tarifes ist abgesehen. Der im
Vorjahre beschlossene Tarif erscheint auch heute noch ange¬
messen und berücksichtigt vor allem in weitgehendem Maße
das niedrigere Einkommen. Der reichsgesetzlichenBestim¬
mung zur Senkung der Realsteuern, wird dadurch ent- ,
sprachen, daß in dem HanszinSstenergesetz die gewerblichen;
Betriebsrcinme nur noch teilweise herangezogen werden. ^
Da sich diese nur teilweise erfolgende Heranziehung der ge- l
werblichen Betriebsrcinme gleichzeitig aus die Zuschläge
durch die Gemeinden auswirkt, ist damit eine wirksame
Entlastung eingetreten, die sich übrigens auch gerechter aus¬
wirkt, als die vorjährige Regelung der Anrechnung der Ge¬
werbesteuer auf die Hanszinssteucr.

Das tatsächliche Aufkommen an staatlicher Gewerbe¬
steuer hat sich im Kalenderjahr 1926 belaufen auf:

Landesteil Oldenburg 317 970,83 R.M.
Landesteil Lübeck 1ö4ö3,9l „
Landesteil Birkenfeld 36 507,99 „

zus. 369 932,73 R.R.
Durch die vorjährige Anrechnung auf die Hanszins-

steuer sind im Landesteil Oldenburg 170 680 R.M . ^
rd. des Aufkommens an Gewerbesteuer ausgefallen.

Nach allem bestehen unter der Voraussetzung, daß die
Hanszinsstenervorlage bezüglich der Behandlung der ge¬
werblichen Betriebsräume Gesetz wird, gegen die mit An¬
lage 27 vorgeschlagene Beordnung im Ausschuß keine Be¬denken.

Ans Anlaß der Ablehnung der Notariatsvorlage (An¬
lage l8 ), die dem Staatsetat eine Mehreinnahme von ca.
25,000 R.M . erbringen sollte, hat die Regierung nach¬
träglichfolgende Abändernngsantrüge zu Anlage 27 gestellt:

1.
In der Überschrift des Entwurfes treten an die Stelle

der Worte „über die Verlängerung der Geltungsdauer des
Gewerbesteuergesetzes" die Worte: „über die Änderung der
Gewerbestenergesetze."

2.
Als tz 2 des Entwurfs wird eingeschoben:
Dem tz 1 der Gewerbestenergesetzefür die Landesteile

Oldenburg, Lübeck und Birkenfeld vom 27. August 1920
wird als Absatz3 nachgefügt:

Der Steuer unterliegt auch die Ausübung der selb¬
ständigen freien Berufe, also insbesondere die Ausübung
des Berufs als Arzt, Zahnarzt, Tierarzt, Apotheker,
Dentist, Rechtsanwalt, Rechnnngssteller, Bücherrevisor,
Ingenieur , Architekt.

3.
Als 3 ist einzufügen:
,,8 ü Ziffer 4 der Gewerbesteuergesetzevom 27. August

1920 erhält folgende Fassung:
4. die Ausübung eines amtlichen Berufes, der Kunst,

'sowie einer wissenschaftlichen oder schriftstellerischen
Tätigkeit."

4.
Der bisherige tz2 des Entwurfs wird 8 k.
Zur Begründung dieses Abändernngsantrages, der

also Ärzte, Rechtsanwälte usw. der Gewerbesteuer unter¬
werfen will, unter Freilassung der amtlichen Berufe, der
Kunst und der freien wissenschaftlichen und schriftstellerischen
Tätigkeit hat der Regierungsvertreter vorgetragen, daß die
Etatlage gebieterisch die Heranziehung jeder Stenerguelle
erfordere; es müsse daher auch in Kauf genommen werden,
daß damit doch, entgegen der im Vorjahre und in der Be¬
gründung zu Anlage 27 vertretenen Auffassung, v o r der
endgültigen Regelung der Gewerbesteuer grundsätzliche
Änderungen vorgenommen würden. Die sogenannten freien
Berufe seien bereits gewerbestenerpflichtig in Mecklenburg
Schwerin, Brannschweig, Lippe-Detmold, Lübeck und
Bremen. Mecklenbnrg-Strelitz beabsichtige ebenfalls die
Einführung der Steuerpflicht der freien Berufe, Schanm-
burg-Lippe desgleichen für den Fall , daß Preußen das
Gleiche tut . — Die Regierung erwarte an Mehranfkommen
etwa den sich aus der Ablehnung der Notariatsvorlage er¬
gebenden Etat -Fehlbetrag.

Die Auffassung über diesen Nachtragsantrag war im
Ausschuß geteilt.

Die Mehrheit des Ausschusses(bestehend anS den Abg.
Bortfeldt, Dohm, Dannemann,Frerichs , Fröhle, Heidkamp,
Lahmann, Meyer-Oldenburg, Saute ) war für den Nach
tragSantrag der Regierung und ging dabei von der Erwä¬
gung ans, daß die Regiernngsbegründung durchaus zn-
tresfe, daß es überhaupt erwägenswert sei, die Gewerbe¬
steuer der Sonderstener zu entkleiden und zu einer allge-
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ineinen Bernfsstener auszngestalten. — Demgegenüber
vertritt eine Minderheit, bestehend ans den Abg. Albers,
Hartong, Wittje, (der Abg. Weyaicd enthielr sich der
Abstimmung) die Anffassnng, daß die Gewerbestener eine
mäglichst bald zn beseitigende Sandersteuer sei, die daher
nicht nach auf weitere BernsSkreise ausgedehnt werden
känne, zumal bei einem Teil der neu einbezagenen Berufe
zum mindesten sehr zweifelhaft sei, ab sie als wissenschaft¬
licher Beruf überhaupt als „Gewerbebetrieb" angesprachen
werden können.

Diese Minderheit lehnt daher grundsätzliche Änderun¬
gen Var endgültige Regelung aller Stenerfragen ab.

Demgemäß werden falgende Anträge gestellt:
Der Ausschuß stellt den

Antrag Nr. 1:
Annahme der Überschrift des Gesetzentwurfs mit

der Maßgabe, daß in der Überschrift des Entwurfs
an die Stelle der Warte „über die Verlängerung
der Geltungsdauer des Gewerbesteuergesetzes" die
Warte: „über die Änderung der Gewerbesteuer¬
gesetze" treten.

Der Ausschuß stellt den
Antrag Nr.  2:

Annahme des tz 1 des Gesetzentwurfs.
Die vbenbezeichneteMinderheitdes Ausschusses stellt

den
Antrag .Nr.  3:

Annahme des tz 2 des Gesetzentwurfs.
Die abenbezeichnete Mehrheit des Ausschusses stellt den

Antrag Nr.  4:
Als 2 des Entwurfs wird falgende Bestimmung

- eingeschoben:

„Dem Z 1 der Gewerbesteuergesetze für die Landesteile
Oldenburg, Lübeck und Birkenfeld vam 27. August 1920
wird als Abs. 3 nachgefügt:

Der Steuer unterliegt auch die Ausübung der selb¬
ständigen freien Berufe, also insbesondere die Ausübung
des Berufs als Arzt, Zahnarzt, Tierarzt, Apotheker,
Dentist, Rechtsanwalt, Rechnnngssteller, Bücherrevisor,
Ingenieur, Architekt."

Die Mehrheit des Ausschusses stellt den
Antrag Nr.  5:

In den Gesetzentwurf ist als H 3 einznfügen:
/,8 1 Ziffer 4 der Gewerbestenergesetzevam

27. August 1920 erhält falgende Fassung:
4. Die Ausübung eines amtlichen Berufes, der

Kunst, sowie einer wissenschaftlichen oder schrift¬
stellerischen Tätigkeit."

Die Mehrheit des Ausschusses stellt den
Antrag Nr . 6:

Annahme des 2 des Gesetzentwurfs mit der
Maßgabe, daß er tz4 wird.

Der Ausschuß stellt den
Antrag Nr.  7:

Der Landtag walle die Eingaben
1. des Vorstandes des Ärztevereins im Herzogtum

Oldenburg und des Vorstandes der Ärztekammer;
2. des Amtshandwerkerbundes Delmenhorst;
3. des Verbandes der Dentisten des Freistaats

Oldenburg;
4. des Landes-Vereins Oldenburger Tierärzte und
5. der aldenbnrgischenAnwaltskammer
durch die Beschlußfassung zum Gesetzentwurf für er¬
ledigt erklären.

Namens des Ausschusses II.
Der Berichterstatter:

H artv n g.

Anlage 95.
Bericht

des Ausschusses II zu Aulage 27

Zur zweiten Lesung ist lediglich ein AntragA l bers
gestellt, folgenden Wortlauts:

Der in erster Lesung zum Z l des Gesetzentwurfs
angenommene Absatz3, wonach auch die Ausübung
der selbständigen freien Berufe der Gewerbesteuer
unterliegt, wird gestrichen.

Die Mehrheit des Ausschusses, bestehend ans den Abg.
Bortfeldt, Dannemann, Dahin, Frerichs, Frähle, Meyer-
Oldenburg, Lahmann, Saute, stellt den

(Gewerbesteuer). 2. Lesung.

Antrag  Nr . 1:
Ablehnung des Antrages Albe  r s.

Der Ausschuß stellt den
Antrag  Nr . 2:

Annahme des Gesetzentwurfs, wie er sich aus den
Beschlüssen zier ersten und zweiten Lesung ergeben
hat, und im ganzen.

Namens des AusschussesII.
Der Berichterstatter:

Harton g.
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Anlage 96.
Bericht

des Ausschusses II zu Anlage 27

In zweiter Lesung ist der Mehrheitsautrag auf Ab¬
lehnung des Antrages Albers, der die sogen, freien Berufe
von der Gewerbesteuer nach wie vor ausgenommen haben
wollte, abgelehnt, ferner ist der Ansschußantrag2 auf An¬
nahme des Gesetzentwurfs im ganzen abgelehnt, fo das;
damit die Grundlage jeder Gewerbesteuer für Staat und
Gemeinden gefallen ist.

Die Staatsregierung hat gemäß ff 35 der Verfassung
um wiederholte Beratung ersneht. Die Voraussetzungen
dieser Bestimmung sind gegeben.

Der Ausschuß stellt den
A n t r a g N r . 1 :

Annahme der Überschrift des Gesetzentwnrfs mit
der Maßgabe, daß in der Überschrift deS Entwurfs
an die Stelle der Worte „über die Verlängerung
der Geltungsdauer des Gewerbesteuergesetzes" die
Worte: „über die Änderung der Gewerbestener¬
gesetze" treten.

Der Ausschuß stellt den
A ntrag  dl r . 2 :

Annahme des 1 des Gesetzentwurfs.
Eine Minderheit des Ausschusses, die Abg. Albers,

Härtung, Wittje stellt den
Antrag  Nr . 3:

Annahme des ff 2 des Gesetzentwurfs.
Die Mehrheit des Ausschusses, bestehend ans den

übrigen Abgeordneten, stellt den
A ntra  g N r. 4 .

Als ff 2 des Entwurfs wird folgende Bestim¬
mung eingeschoben:

„Dem ff l der Gewerbestenergesetzefür die Lan¬
desteile Oldenburg, Lübeck und Birkenfeld vom
27. August 1920 wird als Abs. 3 nachgefügt:

(Gewerbesteuer).

Der Steuer unterliegt auch die Ausübung der
selbständigen freien Berufe, also insbesondere die
Ausübung des Berufs als Arzt, Zahnarzt, Tier¬
arzt, Apotheker, Dentist, Rechtsanwalt, Rechnnngs-
steller, Bücherrevisor, Ingenieur , Architekt."

Die Mehrheit des Ausschusses stellt den
A ntra  g N r. 5 :

In den Gesetzentwurf ist als tz 3 einznfügen:
„8 Ziffer 4 der Gewerbestenergesetze vom

27. August 1920 erhält folgende Fassung:
4. Die Ausübung eines amtlichen Berufes, der

Kunst, sowie einer wissenschaftlichenoder schrift¬
stellerischen Tätigkeit."

Die Mehrheit des Ausschusses stellt den
A ntra  g N r. 6 :

Annahme des ß 2 des Gesetzentwnrfs mit der
Maßgabe, daß er Z 4 wird.

Der Ausschuß stellt den
A ntrag  N r. 7 :

Der Landtag wolle die Eingaben
1. des Vorstandes des Arztevereins im Herzogtum

Oldenburg und des Vorstandes der Ärzte¬
kammer,

2. des AmtShandwerkerbnndeS Delmenhorst,
3. des Verbandes der Dentisten des Freistaates

Oldenburg,
4. des Landes-VereinS Oldenburger Tierärzte,
5. die Eingabe der Oldenbnrgischen Anwalts¬

kammer,
durch die Beschlußfassung zum Gesetzentwurf für-
erledigt erklären.

Namens des Ausschusses II.
- Der Berichterstatter:

H arto n g.

Anlage 97.
Bericht

des Allsschusses II zu Aulwze 27 (Gewerbesteuer). . Lesung.

Zur zweiten Lesung ist lediglich ein Antrag A l b e r s
gestellt, folgenden Wortlauts:

Der in erster Lesung zum F 1 des Gesetzent¬
wurfs angenommene Absatz 3, wonach auch die
Ausübung der selbständigen freien Berufe der Ge¬
werbesteuer unterliegt, wird gestrichen.

Die Mehrheit des Ausschusses, bestehend ans den
Abg. Bortfeldt, Dannemann, Dohm, FrerichS, Frotzle,
Meyer-Oldenburg, Lahmann, Saute , stellt den

A n trag  N r. 1 :
Ablehnung des Antrages A l b e r s.

Namens des Allsschusses>1.
Der Berichterstatter:

H a r t v n g.

Die Minderheit des Ausschusses, bestehend aus den
Abg. Albers, Hartong, Wittje, stellt den

A n trag  N r. 2 :
Annahme des Antrages Albers.

Der Ausschuß stellt den
dl n t r a g N r. 3 :

Annahme des Gesetzentwurfs, wie er sich ans
den Beschlüssen zur erste» und zweiten Lesung er¬
geben hat, und im ganzen.

Anlagen. 4. Landtag des Freistaats Oldenburg, 3. Versammlung.
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Anlage 98.
Bericht

des AusschussesI, betreffend Übersichten über die Ertrage der Staatssorsteu des Laudesteils Oldenburg im
Fvrstbetriebsjahrl 925/26.

(Anlage 28 .)

Die mit der Anlage 28 hergegebene Nebenanlage ^
enthält eine Übersicht über die Holznutznng und ihre Roh-
nnd Reinerträge in den Staatsforsten des Landesteils
Oldenburg iin Wirtschaftsjahr 1925/26 . An bestocktem
Forstgrnnd einschl. der Blößen und Räumden waren im
Wirtschaftsjahr 1925/26 16 793,10 Im in Bewirtschaftung.
Gegenüber dem Jahre 1924/25 ergibt sich somit ein Mehr
von 158,27 Im, das durch außerplanmäßige Aufforstungen
ans dem nnbestockten Forstgrnnd entstanden ist.

In dem abgelanfenen Wirtschaftsjahr wurden genutzt
an Gesamtmasse 60 728,21. km. Die Roheinnahme betrug
842 210,24 R .M . Der Durchschnittspreis für 1 km .öfent-
lich versteigertes Holz betrug 19,63 R .M . Der Durch¬
schnittspreis für ausgeschriebene und freihändige Abgaben
betrug für 1 km 9,22 R .M . Die Hanungskosten stellten
sich ans 148 665,69 R .M . oder für den Festmeter auf durch¬
schnittlich 2,45 R .M . gegenüber 2,51 R .M . im Forstbe¬
triebsjahr 1924/25.

Der Reinertrag stellt sich nach Abzug von 3247 R .M.
Ermäßigungen im abgelanfenen Wirtschaftsjahr auf
690 298,09 R .M.

Die Nebenanlage 11 enthält eine Übersicht über die
Erträge der Staatsforsten des Landesteils Oldenburg im
Forstrechnnngsjahr vom 1. Juli 1925 bis 30. Juni 1926.

Die Einnahmen und Ausgaben setzen sich wie folgt zu¬
sammen:

ü . Einnahmen.
Holzkaufgelder . 531 722,95 R .M.
Wert der unentgeltlich abgegebenen

Hölzer und sonstigen Neben-
nntznngen . 1 465,21 „

Erlös für unter der Hand und snb-
missionsweise verkauftes Holz . . 309 022,62 „

Erlös für Heide, Gras und Pflanzen
nsw. 9 602,61 R .M.

Pacht für Gebäude und Grundstücke 24 049,59 „
znsammew 875 862,98 R .M.

11. A u s g a b e n.
Gehalte und Vergütungen . . . . 115 048,50 R .M.
Ruhegehälter und Wartegelder . . .
Hinterbliebenenbezüge und Unter-

29 900,25 „

stütznngen. 26 292,- „
Geschäftskosten . . 42 252,85 „
Betriebskosten.
Sonstige Aufwendungen für Grund-

309 462,34 „

stücke. 7 952,59 „
Abgaben . 53 415,58 „
Brandkassenbeiträge für Gebäude . . 1090,80 „
Unterhaltung der Gebäude . . . . 12 898,40 „
Unfallentschädignngssn . 3 591,83 „
Ermäßigungen. 3 247 —

Zusammen 605 151,14 R .M.
Somit ergibt sich ein Ü b e r s chu ß

von ' . 270 711,84 R .M.

Die Nebenanlagen und II ergeben eine gute Über¬
sicht über den Stand der Etaatsforsten . Der Ausschuß
wünscht, daß diese beiden Anlagen dem Landtage alljährlich
vorgelegt werden und stellt den

A n t r a g :
Der Landtag wolle die Anlage 28 durch Kennt¬

nisnahme für erledigt erkläre ».

Namens des Ausschusses I.
Der Berichterstatter:

Broschk o.

Anlage 99.
Bericht

des AusschussesI, betreffend Übersichten über die Erträge der taatsfvrsten im Luudesteil Lübeck in den
Forstrechnuugsjghren vom 1. November 1922 bis zum 30. Juni 1927.

(Anlage 29.)

Die mit der Anlage 29 hergegebene Nebenanlage
enthält eine Übersicht über die Holznutznng und ihre Roh-
und Reinerträge in den Staatsforsten des Landesteils

Lübeck in den Fvrstrechnnngsjahrcn vom 1. November 1922
bis zum 1. Juli 1926 . An bestocktem Forstgrnnd einschl.
der Blößen und Räumden waren vorhanden in den Forst-
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rechnnngsjahren 1922/23 und 1923/24 4 029 Inn Im
Forstrechnungsjahr 1924/25 — 4 178,30 Im . Im Forstrech¬
nungsjahr 1925/26 — 4174 Iiu . Der Zuwachs im Forst¬
rechnungsjahr 1924/25 ist auf den Ankauf der Waldungen
des Hofes Benz zurückzuführeu.

Es wurden genutzt im
Forstrechttungsjahr 1922/23 — 26 967,48 km.

1923/24 ^ 22149,77 „
., 1924/25 - 23 732,12 „
„ 1925/26 ^ 21 611,55 „

Die Roheinnahmc betrug im
Forstrechnnngsjahr 1923/24 — 348 590,99 R .M.

„ 1924/25 ^ 403 348,21 „
„ 1925/26 ^ 301 242,06 „

Der Durchschnittspreis fiir 1 km. öffentlich meist¬
bietend verkauftes Holz betrug im

Forstrechnungsjahr 1923/24 ^ 26,35 R .M.
„ 1924/25 ^ 15,07 „
„ 1925/26 ^ 13,78 „

Der Durchschnittspreis für 1 km. unter der Hand und
submissiousweise verkauftes Holz betrug im

Forstrechnungsjahr 1923/24 — 13,04 R .M.
„ 1924/25 — 32,53
„ 1925/26 — 18,09

Die Hanungskosten betrugen im

Forstrechnnngsjahr 1923/24 — 46 415,52 R .M.
„ 1924/25 — 67 784,41 ,,
„ 1925/26 — 66 864,40 „

mithin für den Festmeter im
Forstrechnungsjahr 1923/24 — 2,10 R .M.

1924/25 — 2,86 „
„ 1925/26 — 3,09'

Ter Reinertrag betrug im
Forstrechnnngsjahr 1923/24 ^ 302175,47 R .M.

„ 1924/25 ^ 335 563,80 „
„ 1925/26 ^ 234 377,66 „

Die Nebenanlage 11. enthalt eine Übersicht über die
Erträge der Staatsforsten des Landesteils Lübeck in den
Forstrechnungsjahren 1923/24 , 1924/25 und 1925/26.

Die Einnahmen und Ausgaben setzen sich wie folgt
zusammen:

ch. Einnahmen.
Forstrechnuugsjahr

1923/24 1924/25 1925/26
Für öffentlich meist¬

bietend verkauftes
R .M. RM. R .M.

Holz.
FürHolz -u.Gnaden¬

deputate

136 467,50 275 778,— 230 876,71

ch bar.
Ich Unterschied ge-

3 006,16 4 599,75 3 181,44

genüberdemWerte 17 339,86 19 268,35 19991,10
Für unter der Hand

und submissions-
weisc verkauftes
Holz. 191 777,47 103 702,11 47 192,81

Für Gras , Forst-
pflanzen , Moos,
Moore nsw. . . . 2 012,84 1 594,95 1 527,77

An Miete u. Pachten 6 897,75 6 897,75 6 200 .95

Zusammen 357 501,58 411 840,91 308 970,78

U. Ausgaben.
Forstrechnnngsjahr

1923/24 1924/25 1925/26
R .M. R .M. R .M.

Gehalte und Vergü-
tuugeu. 31 804,60 36 174,10 59 528,50

Nuhegchalte , Warte-
und Witwengelder 10 155,51 11 419,53 20 571,80

Betriebs - und Gc-
schäftskosten . . . 94 672,43 112 010,54 129 875,12

Sonstige Aufwcn-
düngen f. Grund-
stücke . -,- 11 277,—

Abgaben . 9 172 — 7 109,— - ,-
Brandkasseubeiträge

für Gebäude . . . 94,24 243,60 828,38
UnterhaltuugderGe-

bäudc . 37,66 3214,11 4 960,81
Unfallentschädigung,

Kranken - und In-
validitätsversiche-
rung. 4 307,54 5 158,33 8 962,44

Zusammen 150 243,98 175 329,21 236 004,05
Mithin ergibt sich ein

Überschuß aus den
Staatsforsten von. 207 257 .60 236 511,70 72 966,73

Der Ausschuß stellt den
Antrag:

Der Landtag wolle die Anlage 29 durch Kennt¬
nisnahme für erledigt erklären.

Namens des Ausschusses I.
Der Berichterstatter:

B r o s ch k o.

4*
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Anlage 100.
Bericht

des AusschussesI, betreffend Übersichten über die Erträge der Staatsforsten des Laudesteils Birken seid in
den Forstrechmrngsjahreit vom 1. Oktober 1923 bis 30. September 1926.

(Anlage 30.)

Tie mit der Anlage 30 hergegcbene Nebenanlagc .V
enthält eine Übersicht über die Halznntznng nnd ihre Rah-
nnd Reinerträge in den Staatsfvrsten des Landesteils Bir¬
tenfeld in den Farstrechnungsjahren 1923/21 , 1921/23 nnd
1925/2 <1. Für das Farstrechnnngsjahr 1923/21 liegt nnr
die Übersicht über die Halznntznng Var. Eine Übersicht
über die Rah - und Reinerträge für das Farstrechnungs-
jahr 1923/21 lies; sich wegen der Beschlagnahme der Wal¬
dungen durch die Besatzungsbehärdcn nnd der Geldent¬
wertung nicht gewinnen.

Tie Größe der Fürsten beträgt im Landesteil Birken¬
feld <>520 Inn

Es wurden genutzt im
Farstrechnnngsjahr 1923/21 — 18 071,01 km.

„ ' 1921/25 - 20 817,56 „
„ 1925/26 ^ 20 723,18 „

Tie Raheinnahmc betrug im
Farstrechnnngsjahr 1921/25 — 387 135,80 R .M.

„ ' 1Ü25/26 ^ 303 365,78 „
Ter Tnrchschnittspreis für 1 km. versteigertes Halz

betrug im
Farstrechnnngsjahr 1!>21/25 — 19,25 R .M.

„ ' 1925/26 ^ 15,36 „

Der Durchschnittspreis für 1 tm . unter der Hand ab¬
gegebenes Halz betrllg im

Farstrechnnngsjahr 1921/25 — 1!>,21 R .M.
„ ' 1925/26 8,29 „

Tie Hannngskaslen betrugen im
Farstrechnnngsjahr 1921/25 — 19 051 .57 R .M.

„ ' 1925/26 ^ 56162,2 !,
mithin für den Festmeter im.

Farstrechnnngsjahr 1921/25 —
„ ' 1925/26 -

2,35 R .M.
2F1 „

Der Reinertrag betrug im
Farstrechnunasjahr 1921/25 — 338 081,23 R .M.

1!>25/26 ^ 217 203,19 „

Die Nebenanlage I' enthält eine Übersicht über die
Erträge der Staatsfarslen des Landesteils Birlenfcld in
de» Farstrechtt ' ingsjahren 1921/25 und 1925/26.

Tie Einnahmen und Ausgaben setzen sich wie falgt
zusammen:

.V. Ein » a h m e n.

FarstrechnnngSjahr
1921/25 1925/26

R .M. R .M.
Für versteigertes Halz . . 210 137,60 253 268,25
Geldwert des Berechtignngs-

halzes
:>, bezahlt. 6 122,20 6 217,10
>>) nicht bezahlt . . . . 12 766,55 35 581,95

ErläS für unter der Hand
abgegebenes Halz . . . 127 809,15 8 295,48

Farstrcchmmgsjahr
1924/25 1925/26

MM. N.M.
Geldwert der Farstneben- -

benntzungen
:c) bezahlt. 5 538,88 7 727,30
6) nicht bezahlt . . . 5 781,75 1 «139,90

Erlös ans der Jagd . . . 11 127,17 12 835,36
Pacht van Dienstgebänden

und Dienstländereien . . 1 613,52 2 083,08
Für Verwaltung und Fvrst-

schutz van Gemeinde- nsw.
Waldungen. 1«1918,71 17 101,71

zusammen — 131 119,13 317 75«1,16

Ü. A n S g a b e n.
Farstrechnnngsjahr

1921/25 1925/20
R .M. R .M.

Gehalte nnd Vergütungen 81 225,79 80 079,92
Rrihegehalte und Wartegelder 18 373,55 19 «112,50
Witwengelder. 6 275,85 6 995,55
Geschäftskasten. 8 «182,32 10 037,72
FarstbetriebSkasten . . .. 80 601,81 101 138,27
Fagdbetriebskasten . . . . 789,19 88«1,09
Brandkassenbeiträge sür

Dienstgebände . . . . 153,15 119,75
ünterhaltskvsten der Diensl-

qebäude . 352,08 6 625,60
ünfallentschädignng . . . 6 063,35 500,—
Dienstprämien. —,— 1 225,-

zusammen — 202 517,72 227 580,10

Mithin ergibt sich ein Über¬
schuß ans den Staats-
sarsten van. 228 901,11 120 175,76

Außer den Staatsverwaltungen wurden van den
staatlichen Farstbeamten verlvaltct und beschützt.

Farsircchnungsjahr
1921/25 1925/26

Inr >m

1. Gemeindewaldnngen . . 6758,191 !, 6816,3819
2. StaatSanteilwaldungen . . 8!,,8120 89,8120
3. Kirchenwaldungen . . . 8,1176 8,1176
1. Privatwaldnngen . . . 62,5727 62, 5727

zusammen — 691!,,0512 6976,9112

Für die ' Verwaltung und diesen Schutz, sawie den
Schutz allein in den Privatwaldnngen werden pra Im
2,50 R .M . vergütet , während der Kastenaufwand des
Staats tatsächlich im Fvrstrechnnngsjahre 1021/25 pra Im
8,53 R .M ., alsa 6,03 R .M . mehr und im Farstrechnungs-


	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]

